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och sind nicht alle Personalentscheidungen auf Seiten der etablierten Parteien CDU, 

CSU, SPD, Grüne, Linke, FDP gefallen, aber mit großen Überraschungen ist nicht mehr 

zu rechnen. Es ist eine große Koalition des Weiter-So. Keine der Großentscheidungen, die in 

den letzten Jahren getroffen wurden - von der Energiewende über die Politik des billigen Gel-

des bis zum Masseneinlass illegaler Migranten – steht zur Revision an. Auch die Veränderun-

gen, die sich in anderen europäischen Ländern und in den USA abzeichnen, werden schroff 

zurückgewiesen. Das hierzulande etablierte Spektrum der „richtigen“ Politik weiß es besser. 

Deutschland soll in einer veränderten Welt als Land des Weiter-So positioniert werden. Und 

dies Weiter-So bekommt immer aggressivere Züge: Eine partei- und medienübergreifende 

Koalition versucht, jeder Opposition gegen die getroffenen Großentscheidungen die Qualifi-

kation „politisch“ abzusprechen. Das geschieht in der Feindbild-Kampagne „Rechtspopulis-

mus“. Das geschieht auch, wenn einer solchen Opposition von vornherein die Fähigkeit ab-

spricht, mit Fakten zu argumentieren. So kommt Merkels Wort von der „Alternativlosigkeit“ 

ihrer Politik erst in diesem Wahljahr 2017 in seiner ganzen Infamie zur Geltung. 

Eine Demokratie ist nur repräsentativ, wenn die wirklichen Probleme eines Landes präsent 

sind. Wenn es also eine uneingeschränkte und redliche Repräsentativität gibt.  

Die Bundestagswahlen 2017 sind die ersten bundesweiten Wahlen, die nach einer Reihe von 

Systembrüchen stattfinden. Es geht nicht um diese oder jene Einzelmaßnahme, sondern es 

wurden allgemeine Grenzen, Haltelinien und Sicherheitsvorkehrungen abgeräumt - rechtlich 

und physisch. Doch genau diese Schutzvorrichtungen werden in einer veränderten Weltlage 

wichtiger. Die Systembrüche in Deutschland passen also nicht zur allgemeinen Entwicklung. 

So ist es kein Wunder, dass sich in der Bevölkerung der Eindruck verbreitet, dass da etwas 

nicht stimmt. Nicht jeder entschließt sich sofort zur Opposition. Aber er stellt sich Fragen. 

Grundlegende Fragen, politische Fragen. Wie können sie beantwortet werden? Nur im Rah-

men eines offenen Richtungsstreits zwischen den gegensätzlichen Antworten, die in so einer 

Lage entstehen. Das wäre die Aufgabe eines Bundestags, der uneingeschränkt und redlich 

repräsentativ ist.  

Gegenwärtig muss man von einer eingeschränkten Repräsentativität sprechen: Am Ende einer 

Großen Koalition und einer Bundestags-Opposition, die die Systembrüche noch extremer 

treiben möchte, hat das politische (und das mediale) Leben der Bundesrepublik eine massives 

Repräsentativ-Problem. Auch eine Neuauflage des bekannten Gegenübers von „Schwarz-

Gelb“ gegen „Rot-Grün“ kann die Probleme und Lösungsalternativen nicht mehr abbilden. 

Das ist die Ausgangslage im Wahljahr 2017. 

 

Blinde Flecken des etablierten Parteiensystems  
 

Das etablierte Parteiensystem hat verschiedene blinde Flecken. Ein solcher Fleck ist die 

Schutzaufgabe des Staates gegenüber Verbrechen, Terror, Krieg. Die Wehrhaftigkeit der 

Bundesrepublik wurde durch eine Reihe von Maßnahmen herabgesetzt, man denke an die 

Abschaffung der Wehrpflicht, die Aussetzung des Grenzschutzes, die Nicht-Anwendung von 

Gesetzen zur Ausweisung, die Duldung von Formen der Paralleljustiz mit kulturellen oder 
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religiösen Begründungen, den Verzicht auf Videoüberwachung und vieles mehr, vor allem in 

der alltäglichen Praxis der Wehrhaftigkeit. Das passt sichtlich nicht zur Gefahrenlage im 

Land, die nicht nur in der Spitze (dem Terroranschlag), sondern auch in der Breite wächst. 

Und es passt überhaupt nicht zu den Aufmerksamkeiten und Aktivitäten des gegenwärtigen 

Bundestags - so sehr nun auf einmal in den letzten Monaten dieser Legislaturperiode das 

„Thema Innere Sicherheit“ geflaggt wird. Auf diesem Feld muss ganz offensichtlich die poli-

tische Spannweite des Parlaments (des Gesetzgebers) erweitert werden. Es muss eine Partei 

präsent sein, die der Wehrhaftigkeit der Republik von vornherein einen höheren Rang ein-

räumt – und die nicht erst durch Extremfälle und hohe Opfer mühsam zum Handeln bewegt 

werden muss.  

Eine solche Erweiterung des Spektrums des nächsten Bundestags sollte auch für diejenigen 

einsichtig sein, die in ihrer Wahlentscheidung am Ende doch bei einer der etablierten Parteien 

bleiben. Eine wichtige politische Auseinandersetzung findet also im Vorfeld der Wahlent-

scheidung statt. Es ist ein Kampf um Anerkennung. Um die Anerkennung einer politischen 

Aufgabe in Gestalt einer politischen Partei. Es ist auch ein Kampf um die Offenheit des Par-

teienspektrums, gegen ein „vorsortiertes“ und „gefiltertes“ Spektrum. Ja, es geht um die re-

präsentative Demokratie (und nicht um deren Abschaffung). Aber es geht um eine uneinge-

schränkte Repräsentativität.    

 

Die Parteien als Treuhänder  
 

In der gegenwärtigen Situation gibt es viele Wähler, die mit ihrer Wahl dazu beitragen wol-

len, dass Probleme offen zur Sprache kommen und eine Konkurrenz von Lösungen stattfindet. 

Das sind keine "Protestwähler“, sondern kühl und rational kalkulierende Bürger. Sie suchen 

eine Partei als Treuhänder für ihre Anliegen und für eine freie Konkurrenz der Argumente. 

Sie sehen auch das Problem, dass dieser Treuhänder auch wirklich treu ist, und suchen dafür 

nach einem Unterpfand, dass dies – soweit überhaupt möglich – verbürgt. Dies Redlichkeits-

Problem der Repräsentativität ist jetzt, in Zeiten neuer Entwicklungen und größerer Entschei-

dungen, nicht einfach mit Verweis auf die Vergangenheit zu beantworten. Denn die Gefahr, 

dass die Repräsentation unzuverlässig wird, stellt sich nicht nur bei neuen Parteien wie zum 

Beispiel der AfD, sondern vor allem bei CDU/CSU, SPD, Grünen, Linken, FDP. Diese haben 

ja erwiesenermaßen Grundpositionen preisgegeben, die sie vorher noch für unveräußerlich 

erklärt hatten. Im Fall des Atom-Ausstiegs hat eine schwarz-gelbe Regierung sogar das Ge-

genteil dessen getan, was sie vorher im Wahlkampf angekündigt hatte. Aber auch der Grenz-

schutz-Ausstieg durch Order der Kanzlerin ist ein eklatanter Fall. Dieser Grundzug von Will-

kür, der in die deutsche Politik Einzug gehalten hat, hat der repräsentativen Demokratie einen 

massiven Vertrauensverlust eingebracht. So haben die etablierten Parteien – viel stärker als 

die „populistischen“ Neuankömmlinge - dafür gesorgt, dass die deutsche Demokratie unter 

dem Generalverdacht der Treulosigkeit steht.  

 

Über Politiker, die sich „immer wieder neu erfinden“  
 

Es mag den ein oder anderen geben, der nach dem CDU-Parteitag in Essen glaubt (oder glau-

ben machen will), dass in der Merkel-Partei etwas in Bewegung gekommen ist. Dass sich die 

Kanzlerin gerade „neu erfindet“. In Wirklichkeit hat sie einen neuen Beweis ihres völlig will-

kürlichen Verhältnisses zum gesprochenen Wort geliefert. Was soll man von ihrem Satz hal-

ten, dass eine Massenzuwanderung wie 2015 „sich nicht wiederholen darf“? Wie ist denn für 

das Nicht-Wiederholen gesorgt? Es gibt keine Vorkehrung, weder rechtlich noch physisch, 

die im Falle eines neuen Massenandrangs diesem gewachsen wäre: keine funktionierende 

Zurückweisung an den Außengrenzen, keine funktionierende Abschiebungspraxis, keine 

funktionierende Wohnsitzauflage. Die Mittel des wehrhaften Staates sind in einem Zustand 

der Verwahrlosung - weil die Regierungsweisheit lautet, dass man sich überall da heraushält, 



wo es weh tut. Aber auch geistig-moralisch ist nichts geregelt. Wenn die Bundeskanzlerin 

eine neue große Einlassaktion wirklich vermeiden wollte, müsste sie ja zuerst ihr Wort vom 

„moralischen Imperativ“ zurücknehmen, mit dem sie Deutschland in einen Stand-By-

Ausnahmezustand versetzt hat. Aber nichts ist zurückgenommen.  

Noch nie haben wir in der Bundesrepublik vor einer Regierungspartei gestanden, die so treu-

los mit ihrem Wort umgeht. Der CDU-Parteitag hat davon eine neue Probe abgelegt, indem er 

alle möglichen Signale und möglichst viele Fährten legte. Mit dieser CDU soll sich der Wäh-

ler alles vorstellen können. Sie ist die postfaktische Partei par excellence. Oder soll man die 

Absichtserklärungen zu „Burka“ oder „Lager in Nordafrika“ schon unter Fakten verbuchen? 

Von einer Partei, die im gleichen Augenblick erklärt, sie könne sich eine Koalition mit den 

Grünen vorstellen – wo doch klar ist, dass ein schwarz-grüner Koalitionsvertrag nur das ge-

naue Gegenteil der Parteitagsvoten enthalten kann.  

 

Das Abrücken des etablierten Parteiensystems von der Mitte des Landes  
 

Ein bekannter und guter Treuhand-Grundsatz für das politische Handeln lautet: Erst das Land, 

dann die Partei. Die Umkehrung (Erst die Partei, dann das Land) gilt zu Recht als schändlich. 

Aber es gibt eine Variante dieser Umkehrung, die besonders in den Merkel-Jahren hoffähig 

wurde. Sie lautet „Erst die Koalition, dann das Land“.   

Wir werden von einer Großen Koalition regiert, die keineswegs eine Koalition der Mitte ist. 

Sie hat Maßnahmen und Brüche zu verantworten, die durchaus die Bezeichnung „extrem“ 

verdienen. Dazu passt, dass die sogenannte „Opposition“ im deutschen Bundestag (Grüne und 

Linke) mit den extremen Maßnahmen der Regierung im Grundsatz einverstanden ist und sie 

nur noch etwas steigern möchte. Das Wahlvolk sieht sich also einem Spektrum von Repräsen-

tanten gegenüber, das völlig einseitig verschoben ist. Und diese Verschiebung aus der Mitte 

des Landes ist das bestgehütete Geheimnis der medialen Öffentlichkeit.  

Was gerade noch gut bundesrepublikanisch war (eindeutige Staatsbürgerschaft, Vertragsfrei-

heit statt Quoten, Mix der Energieträger, Strafbarkeit des willkürlichen Grenzübertritts), ist 

nun „rechtspopulistisch“. 

 

Merkels Bewerbung  
 

Die Kanzler von Bedeutung, die den Weg der Bundesrepublik wirklich geprägt haben, zeich-

neten sich dadurch aus, dass sie das Format hatten, schmerzhafte Entscheidungen zu treffen 

und gegen Widerstände durchzustehen. So Adenauer und Erhard (Westbindung und Markt-

wirtschaft), so Schmidt und Kohl (Nachrüstung) und nochmal Kohl (Wiedervereinigung), so 

Schröder (Agenda). Sie waren bereit, daran auch ihre Kanzlerschaft zu knüpfen und sich offen 

dem Votum des Wahlvolks auszusetzen. Die langjährige Kanzlerschaft Merkels kennt diesen 

Freimut nicht. Sie hat an keiner Stelle (Atomenergie, Schuldenkrise, Migranten) den harten 

Weg gesucht. Sie ist Konfrontationen und unschönen Bildern tunlichst aus dem Weg gegan-

gen. Sie hat „Zeit gekauft“ (und immer mehr Zahlungsverpflichtungen aufgehäuft). Sie hat 

die deutsche Außengrenze aufgelöst (und dafür flächendeckende Sicherheitsrisiken im Lan-

desinneren erzeugt). Mit welchem Argument hat Merkel ihre erneute Kandidatur unterlegt? 

Nicht mit einer Bilanz ihres Tuns. Nicht mit einer eindeutigen Verteidigungslinie der Repub-

lik – sondern mit ihrer „Erfahrenheit“. Ja, da kann sie punkten: Was auch geschah, sie ist im-

mer dabei gewesen.       

 

Kalküle zur Wahl (I)  
 

Der Bundestag ist eine arbeitende Institution. Es gibt Ausschüsse, es gibt aktuelle Sitzungen 

mit Fragen an die Regierung. Da wäre einiges zu fragen – zum Beispiel angesichts immer 

neuer Informationen über die Bewegungsfreiheit der Gewalttäter mitten in Deutschland und 



Europa. Wie war das möglich? Welche Spielräume standen offen? Welche Realität steht hin-

ter den Worten „Kontrolle“, „Überwachung“, „Registrierung“, „Wohnsitzauflage“, „Haftstra-

fe auf Bewährung“? Welche Gewährleistungen gibt es, wenn Migranten in Schulen, Betriebe 

und Privatwohnungen „zur Integration“ übergeben werden? Fragen über Fragen. Offenbar 

gibt es gegenwärtig keine Fraktion im Deutschen Bundestag, die solche Fragen stellen will. 

Das lässt sich mit einem Votum für die AfD ändern.  

Es gibt für diese politische Aufklärungs-Aufgabe eine wichtige, positive Vor-Erfahrung: 

Wenn es nach dem Informationsmonopol des Staatsfunks und der großen Zeitungsverlage 

gegangen wäre, wären viele der Gewalttaten nie ans Licht der Öffentlichkeit gekommen. Erst 

die Tatsache, dass online unabhängige Kommunikationskanäle entstanden, konnte dies Mo-

nopol aushebeln. Als eine solche unabhängige Struktur kann man auch die AfD ansehen – im 

Parteiensystem. Sie ist ein Spieler außerhalb des Parteien-Blocks der vergangenen Legislatur-

periode. So könnte eine starke AfD-Fraktion im Bundestag tatsächlich zum Treuhänder einer 

beträchtlichen Wählerschaft und eines wichtigen Allgemeininteresses werden. Sie würde ge-

wiss viele Fehler machen. Aber ihr Selbsterhaltungsinteresse außerhalb des etablierten Partei-

enspektrums ist doch ein recht gutes Unterpfand dafür, dass die politische Monokultur aufge-

brochen wird. Jedenfalls sehe ich kein besseres Unterpfand. 

 

Kalküle zur Wahl (II)  
 

Gewiss gibt es die Gefahr, dass eine solche Partei sich extremistisch verrennt. Gewiss gibt es 

auch Personen, die man nicht unbedingt sympathisch findet. Aber in diesen unsicheren Zeiten 

ist es nicht hilfreich, von einer Partei gleich eine Entwicklungsgarantie zu verlangen. Wir wis-

sen nicht, wie die AfD sich entwickelt. Wir wissen auch nicht, zu welchen Korrekturen die 

CDU (oder die CSU) einmal fähig sein könnte. Und warum nicht die SPD? Oder die FDP? 

Aber die kühle Wählervernunft sollte hier zwei Dinge trennen: die Bewertung einer Partei 

insgesamt und ihre Rolle in einem bestimmten, auf Zeit gewählten Parlament. Die Treuhän-

derschaft gilt nur auf Zeit, man muss nicht fester Parteigänger werden. Man muss die AfD 

nicht lieben, um im Jahr 2017 für sie zu stimmen. Also darf ein vernünftiger Wähler ruhig 

etwas kaltschnäuzig sein, ja, sogar ein bisschen frivol. Er kann die AfD als „Platzhalter“ wäh-

len – als vorläufiges Unterpfand für eine zukünftige liberal-konservative Mehrheit, deren Bil-

dungsprozess in Deutschland kompliziert sein wird.  Aber diese Wahl sollte er 2017 wirklich 

treffen. Bleibt die AfD draußen, wird es heißen, mehr als ein dumpfes Grummeln brächte das 

Volk nicht zustande. Die entsprechenden Leitartikel liegen schon fertig geschrieben in den 

Redaktions-Schubladen.  

 

Kalküle zur Wahl (III)  
 

Auch ein bisschen Machtarithmetik kann man treiben. Schon liest man wieder hier und da, 

dass ein Votum für die FDP die Rettung vor Rot-Rot-Grün sei. Diese Rechnung ist mir rätsel-

haft. Schwarz-Gelb wird nach aller Voraussicht nicht für eine Mehrheit reichen. Wer FDP 

sagt, meint also in Wahrheit: Regierungsbeteiligung der Grünen. Damit bekommen die Grü-

nen die Hand an die Sicherheitspolitik, an die Masseneinwanderung, an die Landwirtschaft 

und die Lebensmittelpreise, an den Autoverkehr und an die Energiekosten der Industrie. Eine 

starke AfD ist der einzige Garant gegen dies schwarz-gelb-grüne Szenario. Und eine kon-

struktive AfD kann CDU, CSU und FDP vor die Gretchenfrage stellen, ob sie einzelne Sach-

Mehrheiten mit ihr eingeht oder lieber mit Rot oder Grün paktiert.  

 

 

 

(in gekürzter Version erschienen bei „Tichys Einblick“ am 20.1.2017) 


